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Norm

ABGB §1151;

AuslBG §28 Abs1 Z1 lita idF 2002/I/160;

AVG §37;

AVG §39 Abs2;

AVG §45 Abs2;

VwRallg;

Rechtssatz

Bei Beurteilung der Frage, ob im konkreten Fall ein nicht dem Reglement des AuslBG unterliegender Gefälligkeitsdienst

anzunehmen ist, hat die Behörde eine Würdigung aller Umstände des Einzelfalles vorzunehmen. Dabei trifft die Partei -

unabhängig von der grundsätzlichen Verpflichtung der Behörde zur amtswegigen Erforschung des für die Entscheidung

notwendigen Sachverhaltes - eine entsprechende MitwirkungspBicht, zumal es sich bei den zur Beantwortung der

Frage, ob ein Freundschafts- oder Gefälligkeitsdienst vorliegt, erforderlichen Umständen um solche handelt, die

zumeist der Privatsphäre der Partei zuzuordnen sind und der Behörde nicht ohne weiteres zur Kenntnis gelangen. Es

ist in diesen Fällen daher Sache der Partei, entsprechend konkrete Behauptungen aufzustellen und Beweise

anzubieten.
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